
Uludali üniversitesi 
ı Ktlsat ve ı darl Billmler Dergisi 
CIIt v •, Sayı ı, Mart 1984 

DAS RECHT DES ARBEITNEHMERS AUF RUHEGELD 

'İsmail KARAPINAR* 

I. ALLGEMEINES 

Das betriebliche Ruhegeld im deutschen Recht aehnelt im engeren Sinne der 
Altersabfindung im türkisehen Recht, da auch sie unter bestimmten Umstaenden 
aufgrund der . Ausscheidung aus dem aktive n Arbeitsleben infolge Altersgründen 
geleistet wird. 
Jedoch werden in diesem Artikel wie folgt nur die Bedeutung betrieblicher Ruhe· 
gelder, ihre Formen, Voraussetzungen und Leistungen untersucht. 
In der Li teratur wird vielfach von dem Ruhege Id, dem Ruhegehalt, der betrieblichen 
Altersversorguı'ıg oder der Betriebsrente im gleichen Sinne gesprochen. Daher 
werden diese vier Begriffe im folgenden zusammen zitiert und davon Gebrauch 
gemacht. 
Die Arbeitnehmer, die aus Altersgründen aus dem Betrieb ausscheiden, erhalten ein 
betriebliches Ruhegeld in Form einer Rente1

• Das betriebliche Ruhegeld ist keine 
Sch~nkung, sondem eine Leistung, die um der früher geleisteten Dienste willen 
erbiacht wird2

• 

Ruhegeider werden oft aufgrund betrieblicher Ruhegeldordnungen gezahlt, die der 
Arbeitgeber einseitig erJaesst. Solche Ruhegeldordnungen und ihre Abaenderung 
unterliegen jedoch der Billigkeitskontrolle durch die Arbeitsgerichte nach § 315 
BGB3 . 

Manc~e Ruhegeldordnungen bestimmen, dass der Arbeitnehmer nur dann Ruhegeld 
erhielt, wenn er mit Erreichen der Altersgrenze (65. Lebensjahr) aus dem Betrieb 
ausschied. Bei vorherigem Ausscheiden aus dem Betrieb sollte die Anwartschaft auf 
das Ruhegeld erlöschEm. Das Bundesarbeitsgericht hat in kühner richterlicher 

* Yard. Doç. Dr.; Uludağ üniversitesi Iktisadi ve Idari Bilimler Fakültesi. 
ı V gl. Marie·Luise Hilger , Das betriebliche Ruhegeld ı959, s. 23 ff.; Marie· 

Luise Hilger, Handbuch der '9etrieblichen Altersversorgung ı968 , s. 23-ı20; 
Heissmann~ Die betrieblichen Ruhegeldverpflichtungen, 6. Aufl. , ı967, s. 30 f. 

2 Vgl. Schwerdtner, Fürsorgetheorie und Entgelttheorie im Recht der Arbeits· 
bedingungen, ı970, s. ı68 ff.; Saecker, JurAn 1970, s. ı78 f. 

3 Vgl. BAG AP Nr. ı zu § '242 BGB und AP Nrn. ı44 , ı52, ı6ı zu § 242 BGB_; 
vgl. ferner Seiter, ZFA ı970, s. 4ı5 ff. 
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Rechtsfonoilaung einen solchen Verfall der Anwartschaft d~ nicht zugelassen, 
wenn der Arbeitnehmer mehr als 20 Jahre dem Betrieb angehört hat und dann 
aus betriebsbedingten Griinde n den Betrieb verlassen musste4

• 

Betriebliche Altersversorgung isteine der drei Saeulen, auf denen die Alterssicherung 
der Arbeitnehmer ruht. Haupttraeger ist die gesetzliche Rentenversicherung, waeh­
rend der betrieblichen Altersversorgung eine ergaenzende Sicherungsaufgabe zu­
kommt. Vervollkommnet wird dieses Gefıige durch die eben vielfaeltigen Massnalı­
men der privaten Eigenvorsorge5

• 

Die gesetzliche Rentenversicherung gewaehrleistet sornit nur eine Grundsicherung • 
Bis zur wünschenswerten Gesamtversorgung verbleibt · eine Versorgungslücke, fıir 

die weitgehend die betriebliche Altersversorgung zustaendig ist6 • 

Die betriebliche Altersversorgung ist in ihrer Existenz nunmehr gesetzlich gesichert 7 • 

Sie ist ein Instrument, das den Arbeitnehmem und den Arbeitgebem nützt uhd 
dient. 
Das Gesetz verfestigt die betriebliche Altersversorgung als zweite Saeule im System 
der Alterssicherung der Bundesrepublik Deutschland. Dem liegt die Erkenntnis 
zugrunde, dass eine Vollversorgung der Bürger dieses Staates allein über das staat­
liche Instrument Sozialversicberung nicht zu erreichen ist und dass die betriebliche 
Altersversorgung auch neben der verbesserten gesetzlichen Rentenversicherung eine 
sozial sinnvolle Aufgabe zu erfullen hat. 

2. DER BEGRIFF DER BETRIEBUCHEN ALTERSVERSORGUNG: 

Unter der betrieblichen Altersversorgung versteht man alle Massnahmen eines Unter­
nehmens, die dazu dienen, den Arbeitnehmem eines Betriebes oder ihren Angehöri­
gen eine mehr oder weniger urofassende Sicherung des Einkommens im Falle eines 
dauemden Verlustes ihrer Arbeitsfaehigkeit und darnit ihres Arbeitsentgeltes zu 
gewaehren11

• 

Darunter sind also aile Leistungen der Al ters-, lnvaliditaetsoder Hinterbliebenenver­
sorgung zu verstehen, die einem Arbeitnehmer aus Aniass seines Arbeitsverhaeltnisses 
zugesagt worden sind9 • 

Demnach ist Ruhegeld (betriebliche Altersversorgung) eine Geldrente, die dem nach 
laengerer Dienstzeit ausscheidenden Arbeitnehmer im Falle der Dienstunfaehigkeit 
oder bei Erreichen der bestimmten Altersgrenze vom Arbeitgeber oder dessen 
betrieblicher Pensions-oder Unterstützungskasse gezahlt wird1 0

• 

4 Vgl. BAG AP Nr. ı56 zu § 242 BGB "Ruhegehalt" = SAE ı972, s. ı93. 
5 Vgl. W. Hartmann, Betriebsrenten, München ı974, s. ı3; für weitere Jiteratur 

siehe Wolfgang Zöllner, Arbeitsrecht, 2. Aufl., München ı979,s. 209 f. Fussn. 2. 
6 Emst Heissrnann, Die betriebliche Ruhegeldverpflichtung, 6. Auflage, Köln ' 

1967, s. 3ı. 
7 Betriebsrentengesetz (BetrRG) vom ı9.ı2.ı974 (BGBL. I, s. 36ıO) . 
8 A. Weiss, Handbuch der betrieblichen Altersversorgung, I. Bd., 5. Aufl., 

Stuttgart ı968, s. 1. 
9 Vgl. § ı Abs. ı BetrRG = Betriebsrentengesetz - Gesetz zur Verbesserung 

der betrieblichen Altersversorgung vom ı9.ı2. ı974 (in: BGBL. I, s. 36ıO). 
ıo G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl., aaO., s. 311 § 8ı I ı; femer 

vgl. G.- A. Werner, Betr. Altersversorgung, s. 30 f. 
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Es ist die Hauptaufgabe der betrieblichen Altersversorgung, den im Laufe eines 
langen Berufslebens erarbeiteten Lebensstandard auch im Alter zu sichern. Die 
betriebliche Altersversorgung schützt den Arbeitnehmer vor dem Verlust des Arbeit­
splatzes wegen des Alters und bei einem vorzeitigen Verlust infolge Invaliditaet, 
aber auch bei dem Tode des Arbeitnehmers dessen Hinterbliebene11 • 

3. DER RECHTSCHARAKTER DES RUHEGELDES 
(der betrieblichen Altersversorgung): 

Der Rechtscharakter des Ruhegeldes ist seit jeher umstritten. Das Ruhegeld ist nach 
der Entg~lttheorie eine in Nachwirkung des Arbeitsvertrages erbrachte Abgeltung 
der früheren Leistungen des Arbeitnehmers, also sozusagen aufgesparter Arbeitslohn. 
Nach der Fürsorgetheorie wird das Ruhegeld aus dem Genibi einer sozialen Verp­
flichtung mit Rücksicht auf d ie langjaehrige Verbundenheit vom Arbeitgeber erbracht. 
Pas RAG hat früher die Entgelt1 2 -und spaeter die Fürsorgetheorie13 vertreten. 
Die Rechtsprechung des BAG hat zunaechst offengelassen, ob das Ru~egeld eine 
J..eistung freiwillig übemommener Fürsorge oder eine besondere Form des Arbeit­
sentgeltes ist1 4

• Sie ist vielınehr je nach den Umstaenden des Falles davon ausgegan­
gen, d~ es sowohl Entgelt- wie Versorgungscharakter haben kann1 5 • 

Pagegen neigt die neue Li teratur dazu, den allgemeinen, zurnindest aber überwiegen­
den Entgeltcharakter des Ruhegeldes zu betonen1 6

• Demnach ist die betriebliche 
Altersversorgung (Ruhegeld) ein Teil der Vergütung, da sie auf vertraglic:!her 
Ausgestaltung der Fürsorgepflicht beruht und eine besondere Form des Soziallohnes 
darstellt. Sie ist in vollem Umfang arbeitsrechtliche Gegenleistung 1 7

• 

Bei einer '!rst gegen Ende d·es Arbeitsverhaeltnisses erteilten Zusage oder bei eirı.er 
für den Fall der Berufs-oder Erwerbsunfaehigkeit erteilten Zusage wird aber haeufig 
der Fürsorge - (Versorgungs) - C barakter überwiegen 1 8

• 

4. RECHTSGRUNDLAGEN DES RUHEGELDANSPRUCHS: 

A. Grundsaetzliches: 

Nach hemchender Lehre erscheint das Ruhegeld heute als Ausfluss der arbeitsrecht­
lichen Fürsorgepflicht des Arbeitgebers für die Zeit, in der der Arbeitne~er nicht 

ll K. Juncker, Die betriebliche Altersversorgung, aa O., s. 7 . 
12 RAG ARS 29, 3 80 ff. (382); RGZ 70, 18; 75, 325 (327 ). 
13 RAG ARS 33, 172 ff. 
14 BAG AP 8, 92, 99 , 1 27, 129 zu § 242 BGB " Ruhegehalt"; vgl. BGH AP Nr. 

133 zu § 242 BGB "Ruhegehalt"; BAG AP Nr. 6 zu § 242 BGB "Ruhegehalt". 
15 BAG AP Nr. 1 zu § 242 BGB "Ruhegehalt : Unterstützungskasse"; dezidierter 

den Mischcharakter betonend : BAG AP Nr. 2, 3 zu § 242 BGB "Ruhegehalt : 
Unterstüt~ungskasse"; BAG AP Nr. 156 zu § 242 BGB " Ruhegehalt"; vgl. 
auch BGH AP Nr. 151, 156; AP Nr. 9 zu § 61 KO zu § 242 BGB "Ruhegehalt" . 

16 Vgl. zB. Grunsky, in : JuS 1970, s. 16; Steindorff, in: BB 1973, s. 1129. 
17 G. Küchenhoff, in : Hand kommentar zum BGB, Herausgegeben von W. Erman 

und H.P. Westermann, 5.· Aufl., I. Bd., Münster/Westfalen 1972, s. 1411 zu § 
612, Anm. 52. 

18 G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aıifl., aaO., s. 312 § 81 I 2. 
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mehr arbeitsfaehig ist, und es setzt zwar eine laengere Taetigkeit im Betriebe voraus, 
dass es um dieser früher geleisteten Dienste willen gegeben wird, aber es ist keine 
nachtraegliche Vergütung fıir diese Dienste1 9

• 

Da Ruhegeld iu den freiwilligen sozialen Leistungen gehört, ist der Arbeitgeber 
ohne einen besanderen Rechtsgrund nicht verpflichtet, seinen Arbeitnehmer 
Ruhegeld zu zahlen2 0 • Daher beste ht ein Rechtsanspruch des Arbeitnehmers nur 
dan n darauf, wenn es dafıir eine besandere Rechtsgrundlage gibt. 
Als Rechtsgrundlagen fıir eine rechtsverbindliche Ruhegeldverpflichtung kommen 
Einzelvertrag, Tarifvertraege, Betriebsvereinbarungen ( § 77 BetrVG), Versorgungs­
bzw. Ruhegeldordnung, betriebliche übung ( § ı Abs. ı S. 3 BetrRG) und Grund­
satz der Gleichbehandlung (§ı Abs. ı S. 3 BetrRG) in Betracht. 

B. Rechtsgrundlagen im einzelne~: 

a) Satzungen und Versorgungs-bzw. Ruhegeldordnungen 

Sie haben eine besandere Bedeutung fıir betriebliche Altersversorgung, da sie eine 
wichtige Rechtsgrundlage dafıir b ilden. 
Gewaehrung von Ruhegeldem insbesonderes gemaess einer Ruhegeldordnung wird 
heute als Ausfluss der arbeitsrechtlichen Fürsorgepflicht des Arbeitgebers betrach­
tetl ı . 

Ruhegeldordnungen werden grundsaetzlich vom Untemehmen erlassen. Trotzdem 
wird hierbei haeufig die Mitwirkung des Betriebsrates in Anspruch genommen, 
'wodurch sich die Unterschiede zwischen Betriebsvereinbarungen und Versorgungs­
bzw. Ruhegeldordnungen etwas verwischen22

• 

Au ch kann der Arbeitgeber seinen freien Willen, un ter bestimmten Voraussetzungen 
Ruhegeld zu gewaehren, durch eine einseitige Erklaerung an die Belegschaft zum 
Ausdruck bringen2 3

• 

Mit den Versorgungsordnungen verpflichten sich die Untemehmen.ihren Arbeitneh­
mem gegenüber, die betriebliche Altersversorgung (Ruhegeld) unter den dort 
bestimmten Umstaenden zu gewaehren. Wenn der Arbeitgeber eine Ruhegeldord­
nung aufstellt und in einer geeigneten Form im Betrieb bekannt gibt, so bindet 
dieses einseitige Ruhegeldversprechen den Arbeitgeber24

• 

V om Arbeitgeber erlassene Ruhegeldordnungen un terllegen weitgehend der gericht­
lic_hen Billigkeitskontrolle2 5

• 

19 Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, I. Bd., 7. Auflage, Berlin und 
Frankfurt a.M. 1963, s. 478. 

20 BAG AP Nr. 15 zu § 242 BGB "Ruhegehalt". 
21 BAG AP Nr. 3 zu § 57 Betr VG; BAG AP Nr. 4 zu § 57 Betr VG ; BAG AP Nr. 

142 zu § 242 BGB "Ruhegehalt". Vgl. W. Zöllner, Arbeitsrecht, aaO., s. 212. 
22 Vgl. BAG, Beschluss vom 12.6.1975- 3 ABR 13/74 "Mitbestimmung in der 

betrieblichen Altersversorgung" in: Betriebs-Berater (BB), 30. Jg., Heft 23 
Heidelberg 1975 s. 1062 ff. ; R. Hoffmann, Moderne Möglichkeiten der 
betrieblichen Altersversorgung, München 1969, s. 59. 

23 G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl. aaO., s. 313 § 81 II 3. 
24 BAGE 14, s. 126 = NJW 1963, s. 1996. V gl. Zöllner, s. 212. 
25 BAG AP Nr. 144 zu § 305 BGB " Billigkeitskontrolle"; DB 70, 1742. 
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b) Vertragliche Vereinbarungen: 
Dazu koromen folgende Faelle in Betracht: 

aa) Einzelvertragliche Vereinbarung 
Im W ege des Einzelvertrages kann ein Anspruch auf Ruhegeldgewaehrung begründet 
werden. Der Vertrag kann ausdrücklich oder konkludent26 geschlossen werden. Da 
die V:ereinbarung eines Ruhegeldes keiner Form bedarf, kann sie also auch stillsch­
weigend zustande kommen. Jedoch ist Schriftform zu empfehlen, um den Nachweis 
zu erleichtern und Missve.rstaendnisse zu vermeiden :ı. 7 • 

Also kann sich der Arbeitgeber durcheine einzelvertragiiche Vereinbarung verpflich­
ten, den Arbeitnehnier nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst durch Zahlung 
e iner Geldrente zu versorgen2 8 • 

bb) Tarifvertraege 
Ein Anspruch auf Ruhegeld kann auch durch Tarifvertrag begründet werden. 
Partner dieser kollektiven Vereinbarung sind ein Arbeitgeberverband oder ein 
einzeln'er Arbeitgeber einerseits und eine Gewerkschaft andererseits2 9

• 

cc) Betriebsvereinbarurigen 
Soweit tarifliche Ruhegeldregelungen nicht bestehen oder der Tarifvertrag eine 
öffnungsklausel ( § 77 III BetrVG) enthaelt, kann im W ege einer Betriebsverein­
barung die Verpflichtung des Arbeitgebers zu Zahlung von Ruhegeldern begründet 
werden30

• Betriebsvereinbarungen über betriebliche Ruhegeider sind alsonur dann 
zulaessig, wenn nicht die Sperrwirkung des Tarifvertrages entgegensteht ( § 77 Abs. 
3 BetrVG). Aber sie können nur danngetrofflm werden, wenn eine ordnungsgemaess 
bestelite Betriebsvertretung (Betriebsrat) besteht3 1

• 

Derartige Betriebsvereinbarungen, die zwischen dem Arbeitgeber und dem Betriebsrat 
abgeschlossen werden, bedürfen aber gemaess § 77 II BetrVG der Schriftform. 
Bestehen Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung hebeneinander, so gilt das Günstig-, 
keitsprinzip; d.h., soweit der Tarifvertrag nach Tarifbindung und Geltungsbereich 
anwendbar ist, sind ungünstigere Regelungen durch . Betriebsvereinbarung 
unwirksam3 2

• 

c) Betriebliche Obung ( § 1 Abs. I S .3 BetrRG)3 3
: , 

Hat der Arbeitgeber über einen laengeren Zeitraum wiederholt ohne ausdrücklichen 
Ausschluss einer Verpflichtung und ohne Widerrufsvorbehalt an ausscheidende 
Arbeitnehrner unter bestimmten Voraussetzungen Ruhegeld gewaehrt, dürfen auch 
die übrigen Arbeitnehmet darauf vertrauen, unter den gleichen Voraussetzungen 

26 Vgl. hierzu RAG in ARS 6, 599; 23, 37 ; 28, 311. 
27 A. Weiss, Handbuch der betr. Altersversorgung, I. Bd. aaO., s. 24. 
28 A. Nikisch, Arbeitsrecht, I. Bd., 3. Aufl., aa O., s. 57 4; vgl. au ch G.-A.· Werner, 

Betr. Altersversorgung, s. 35 f . 
29 Gottschalk-Werner, Altersverso(gung in M.-u.K.Betr., aaO., s. 23. 
30 G. Schaub , Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl. aaO. s. 314 § 8 1 II 7. 
3 ı R. Hoffmann, Modern e Mögl. der betr. Altersversorgung, aa O., s. 58. 
32 G. Schaub , Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl., aaO., s. 314 § 8 1 Il 7. 
33 BetrRG = Betriebsrentengesetz v. 19.12.1974 (BGBL. 1., s. 3610 ). 
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eine entsprechende Versorgung zu erhalten34 • Auf Grund dessen hat auch derjenige 
Arbeitnehmer einen Ruhegeldanspruch, bei dessen Eintritt in defı Betrieb die 
betriebliche Ubung zwar noch nicht ·bestand, eine solche sich aber im Laufe seiner 
Betriebszugehörigkeit gebildet hat und bis zu seinem Ausscheiden nicht erloschen 
oder geaendert worden ist3 5 

• 

Zahlt der Arbeitgeber bei Versetzung seiner Arbeitnehmer in den Ruhestand Ruhe­
gelder, so wird zumeist im Zeitpunkt der Pensionierung eine Ruhegeldzusage 
erteilt. Die Zusage kann ausdrücklich oder konkludent erfolgen3 6 • 

V or allem kommt die betriebliche Ubung als Anspruchsgrundlage in Betracht, wenn 
der Arbeitgeber un ter bestimmten Voraussetzungen jedem Arbeitriehmer bei seinem 
Ausscheiden Ruhegeld zahlt und ein verstaendiger Arbeitnehmer nach Treu und 
Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte aus dem Verhalten des Arbeitgebers 
schliessen durfte, dass au ch er Ruhegeld er halden w~rde3 7

; 

Aus einer betrieblichen übung, die sich auf die Altersversorgung abhaengig~r Arbeit­
nehmer erstreckt, erwaechst einem Organmitglied einer juristischen Person kein 
Ruhegeldrecht3 ıs. 

d) Der Grundsatz der Gleichbehandlung ( § 1 Abs. I S. 3 BetrRG): 
Aus dem Gleichbehadlungsgrundsatz resultiert ein Anspruch dann, wenn der Arbeit­
geher ein typisiertes Verhalten an den Tag gelegt hat, er werde alien oder einer 
Gruppe von Arbeitnelımern Ruhege Id gevaehren3 9 • Zwar ist der Arbeitgeber in 
der Erstentscheidung über seine Ruhegeldzusagen .grundsaetzlich frei. Aber wenn 
der Arbeitgeber seiner gesamten Belegschaft oder bestimmten Gruppen innerhalb 
der Belegschaft eine Versorgung gewaehrt, dann muss er dabei das Gleichbehand· 
lungsgebot beachten und darf nicht willkürlich, ohne sachlichen Grund einen 
einzelnen Arbeitnehmer oder-eine einzelne Arbeitnehmergruppe von der Gewaeh­
rung des Ruhegeldes ausschliessen, da er den anderen Arbeitnehmern, die unter den 
gleichen Bedingungen beschaeftigt sin d, zugesagt hat4 0

• 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz verlangt keine absolute, sondem relative Gleichheit. 
Nur willkürliche, unsachliche· Unterscheidungen sind mit dem Gleichbehandlungs­
prinzip unvereinbar4 1 

• 

34 Gottschalk·Werner, Altersversorgung in M.·u.K. Betr., aaO., s. 24; vgl. auch 
BAG AP Nr. 10 zu § 242 BGB "Betriebliche ü bung". 

35 P. Bobrowski·D. Gaul, Arbeitsrecht im Betrieb, 6. Aufl., Heidelberg 1970, 
s. 394. . 

36 G. Schaub, Arbeitsrechts·Handbuch, 2. Auf\. , aaO ., s. 3 13 § 8 1 II 4. 

37 BGH AP Nr. 137 zu § 24 2 BGB "Ruhegehalt"; AP Nr. 10 zu § 242 BGB 
"Betriebliche ü bung". 

38 BGH AP Nr. 137 zu § 242 BGB "Ruhegehalt " . 
39 G. Schaub, Arbeitsre.chts·Handbuch, 2. Aufl., aııO . , s. 314 § 81 II 5 . 
40 Bobrowski·Gaul, Arbeitsrecht im Betrieb , 6. Auf. , aaO., s. 395. 
41 A. Weiss, Handbuch der betr . Altersversorgung, l. Bd ., aaO., s. 30. 
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5. DIE FORMEN DER BETRIEBLICHEN ALTERSVERSORGUNG: 

Die Fonnen der betrieblichen Altersversorgung werden vorwiegend von betriebswirt­
schaftlichen4 2 und steuerrechtlich.en Erwaegungen bestimmt4 3

• 

Als Gestaltungsfonnen der betrieblichen Altersversorgung koromen Pensionszusage 
(der Arbeitgeber als Traeger der Leistungen der Altersversorgung), Höherversiche­
rung, überbetriebliche Einrichtungen, Versicherungsvertraege mit Dritten (mit Le­
bensversicherungsgesellschaften) zugunsten des Arbeitnebmers und Rentenzahlungen 
durch betriebliche Kassen (Betriebliche Pensions-u. Unterstützungskassen) in Bet­
racht44. 

A. Pensiortszusage: 

Es handelt sich hier um eine unrnittelbare Verpfliohtung des Arbeitgebers, Versor­
gungsleistungen an den Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen zu zahlen4 5

• 

Die Leistungen können entweder jeweils freiwillig vom Arbeitgeber ohne Rechtsans­
pruch des Begünstigten gewaehrt werden4 6 oder 4er Arbeitgeber k ann einigen oder 
allen Arbeitnehmem des Betriebes eine Pensionszusage geben und ihnen vertragliche 
Leistungen versprechen4 7

• In dem letzten Fall haftet der Arbeitgeber flir die Erfül­
lung der .Zusage nicht nur mit dem Betriebs-, sondem seinem gesamten Vennögen, 
da er e in Ruhegeld aus seinen Mitteln verspricht4 8

• 

B. Höherversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung: 

Der Arbeitgeber kann in der gesetzlichen Rentenversicherung Höherversicherungs­
marken zurn Zwecke der Erhöhung des Rentenanspruches seiner Arbeitnehmer 
kleben ( § 1234 RVO, § ll AVG). Demgemaess erwerben die Arbeitnehmer unmit­
telbare Leistungsanspriiche gegen die Sozialversicherungstraeger, ohne dass ihre 
Mobilitaet eingeschraenkt würde49. 

C. Überbetriebliche Einrichtungen: 

Auf Grund einer vertraglichen Vereinhanıng können überbetriebliche Einrichtungen 
von mehreren Arbeitgebern geschaffen werden, um den Arbeitnehmern eine zusaetz­
liche Altersversorgung zu gewaehren. Zum Zweck der Schaffung der Zusatzversor­
gung (ZV) für den Arbeitnehmer wird tariflich eine ZV-Kasse eingerichtet. Daher 
haben überbetriebliche Einrichtungen eine grössere Bedeutung auf Grund vorı § § 1, 
4 Abs. II TVG. 

42 Rössler-Gassen, Belastungen fıir den Betrieb durch Pensions-verpflichtung, in: 
BB 1972, s. 1 26. . 

43 W. Hartmann, Betriebsrenten, aa O., s. 34 f. ; ferner vgl. W. Zöllner, Arbeitsrecht, 
aaO., s. 210 ff. 

44 G.-A. Werner, Betriebliche Altersversorgung, München 1975, s. 16 f . 
4 5 K. Juncker, Die betriebliche Altersversorgung, aaO., s. 1 5. 
46 Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 1. Bd. 7 . Aufl. , s. 475. 
47 A. Weiss, Handbuch der betr. Altersversorgung, 5. Aufl. aaO., s. 7. 
48 G. Schaub, Arbei tsrechts-Handbuch, 2. Aufl., aaO., s. 309 § 8 0 V 4. 
4 9 G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl., aaO., s. 308 § 80 V 1 ; vgl. W. 

Zöllner , Arbeitsrecht, aaO., s. 210 ff. 
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Die Arbeitnehmer erhalten einen Rechtsanspruch auf die Leistungen der ZV-Kasse, 
da die Mittel der Kasse durch Beitraege der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer auf­
gebracht werden. 
Als Versicherungsverein unterliegen derartige ZV-Kasse der staatlichen Aufsicht. 
Nach § 65 V AG haben sie aus den Beitraegen einen Deckungsstock zu bilden und 
ihn gemaess § 68 Abs. I V AG anzulegens 0 • 

D. Versicherungsvertraege mit Dritten (mit Lebensversicherungs-
gesellschaften) zugunsten des Arbeitnehmers: 

Die Altersversorgung der Arbeitnehmer kann auch durch die Vertraege des Arbeit­
gebers mit privaten Lebensversicherungsgesellschaften sichergestellt werden (Direkt­
versicherung)s 1 • Darnit können Ruhegeider auch durch ausserbetriebliche Versiche­
rungstraeger gezahlt werden s 2 • 

Zugunsten der Arbeitnehmer können Versicherungsvertraege mit privaten Lebens- · 
versicherungsgesellschaften vom Arbeitgeber abgeschlossen werden (Versicherungs­
vertraege zugunsten Dritt~r gemaess § § 328 ff. BGB)s 3 • Mit dem Abschluss des 
Versicherungsvertrages zugunsten Dritter kann der Arbeitnehmer sofort oder unter 
bestimmten Umstaenden ein unentziehbares Anwartschaftsrecht auf die Versiche­
rungsleistung beim Eintritt des Versicherungsfalles' erhalden 5 4

• Dem Arbeitnehmer 
ist bei seiner Beteiligung an den Versicherungspraemien auch ein unentziehbares 
Anwartschaftsrecht einzuraeumens s. · 
Wenn die zur Abdeckung der innerbetrieblichen Ruhegeider abgeschlossenen Rück­
deckungsversicherungen spa~ter aufgelöst werden, dann bleiben hiervon die Ruhe­
geldverpflichtung unberührts 6 • 

E. Rentenzahlungen durch die betrieblichen Kassen: 

a) Rentenzahlungen durch betriebliche Pensionskassen: 
Als juistische Person und Versicherungsvereine werden betriebliche Pensionskassen 
auf Gegenseitigkeit errichtets 7 • 

Da die Arbeitnehmer Mitglieder der Pensionskasse sind, haben sie daher eineiı 
Rechtsanspruch · auf die Leistungen unmittelbar gegen die Kasse und können sie 
selbst zur Beitragsleistung herangezogen werden s 8 • 

50 Vgl. zum ganzen Abschnitt G. Schaub, Arbeitsrechts·Handbuch, 2 .. Aufl., 
s. 309 § 80 V 3, aaO. 

51 Vgl. G.·A. Werner, Betriebliche Altersversorgung, aaO., s. 17 f.; ferner vgl. 
W. Zöllner, Arbeitsrecht, aaO., s. 211. 

52 A. Nikisch, Arbeitsrecht, 1. Bd., 3. Aufl., aaO., s. 581 § 4 1 III 3. 
53 W. Hartmann, Betriebliche Altersversorgung, Absicherung durch Lebensver-

sicherung, Beilage 9, s. 13, DB 1971. 
54 Vgl. G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl. aaO. , s. 308 § 80 V 2. 
55 Vgl. G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl, aaO .. s. 309 § 80 V 2. 
56 BAG AP Nr. 2 zu § 242 BGB "Ruhegehalt·Lebensversicherung". 
57 G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl., aa O., s. 310 § 80 V 5; vgl. W. 

Zöllner. Arbeitsrecht, aa O., s. 211. 
58 Bobrowski·Ga~l. Das Arbeitsrecht im Betrieb, 6. Aufl. aaO., s. 396. 
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Mitbestimmungsrecbt des Betriebsrats ist gegeben ( § 87 Abs. I Ziff. 8 BetrVG). 
Die Mittel der Kasse werden durch Zuwendungen des Arbeitgebers und durch 
Beitraege der Mitglieder (der Arbeitnehmer) aufgebracbt5 9 • 

b) Rentenzahlungen durch betriebliche Un terstützungskassen: 
Sie können rechtsfaehig ader nicht rechtsfaehig gegründet werden. Jedoch setzt die 
steuerliche Begünstigun~ der Zuwendungen an die betriebliche Unterstützungskasse 
deren Recbtsfaehigkeit voraus ( § 2 ZuwendungsG). · 
Sie ist eine rec~tlich selbstaendige Einrichtung. Der Betriebsrat hat ein Mitbestim· 
mungsrecht ( § 87 Abs. I Ziff. 8 BetrVG). · 
Die Mittel der Kasse werden vom Arbeitgeber allein aufg~bracht. Daher besteht ein 
Recbtsanspruch des Arbeitnehmers auf bestimmte Leistungen nicht, er hat le­
diglich eine Quasianwartschaft6 0 • 

6. VORAUSSETZUNGEN DES RUHEGELDANSPRUCHS61 

A. Bestehen des Arbeitsverhaeltnisses im Zeitpıınkt des Versorgungsfalles: 

Das Ruhegeld y;ird nur dann gewaehrt, wenn im Zeitpunkt des Versorgungsfalles 
ein Arbeitsverhaeltnis noch besteht. Demnach sind Versorgungsleistungen nur dann 
zu gewaehren, · wenn der Arbeitnehmer noch bei Eintritt des Versorgungsfalles 
(Arbeitsunfaehigkeit oder Tod infolge eines Betriebsunfalls ader Erreichung des 
Pensionierungsalters) dem Betrieb angehört6 2 • Das Gesetz zur Verbesserung -der 
betrieblichen Altersversorgung bestimmt in § ı Abs. I: "Ein Arbeitnehmer, dem 
Leistungen der Alters-, -Invaliditaets- ader Hinterbliebenenversorgung aus Aniass 

- seines Arbeitsverhaeltnisses (betriebliche Altersversorgung) zugesagt worden sind, 
behaelt seine Anwartschaft, wenn sein A,rbeitsverhaeltnis vor Eintritt des Versor­
gungsfalles endet, sofem in diesem Zeitpunkt der Arbeitnehmer mindestens das Ş5. 

Lebensjahr vollendet hat und entweder die Versorgungszusage fıir ihn mindestens 
ıo Jahıe bestanden bat ader der Beginn der Betriebszugehörigkeit mindestens ı2 
Jabre zurückliegt und die V~rsorgungszusage für ihn mindestens 3 Jabre bestanden 
hat. Eine Aenderung der Versorgungszusage ader ihre übemahme durcheine aadere 
Person unterbricht ıticbt den Ablauf der Frist von ıo Jabren des S. 1. Der Verpflich· 
tung aus einer Versorgungszusage steben Versorgungsverpflichtungen gleich, die auf 
betrieblicher übung ader dem Grundsatz der Gleichbehandlung beruhen. ·Der Ab· 
lauf einer vorgesehenen Wartezeit wird durch die Beendigung des Arbeitsverhaelt­
nisses nach Erfıillung der VoraÜssetzungen des S. ı nicbt berührt"6 3

• 

59 Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 1. Bd. 7.·Aufl. s. 475. 
60 Bobrowski-Gaul, Das Arbeitsrecht im Betrieb, 6. Aufl. aaO., s. 396. 
61 Der Begriff der betrieblichen Ruhegeldverpflichtung umfasst die Ruhegeldan­

wartschaft und Ruhegeldanspruch (vgl. E. Heissmann, Die betrieblichen 
Rubegeldverpflichtungen, 6. Aufl. aaO., s. 59). V or Eintritt der Bedingungen, 
von denen die Ruhegeldzahlung abhııengig ist, besteht die Ruhegeldan· 
wartscbaft. Sie ist ein aufschiebend bedingter Versorgungsanspruch, der mit 
Eintritt der Bedingung automatisch zum Vollre cht erstarkt (vgL G. Schaub, 
Arbeitsrechts·Handbuch, 2. Aufl., aaO., s. 319 § 81 V 1). 

62 Gottschalk-Wemer, Altersversorgung in M.-u.K.B., aaO., s. 101. 
63 Betriebsrentengesetz (BetrRG) v. 19.12.74 (BGBL. I, s. 3610). 
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B. Versetzung in den Ruhestand : 

Der Arbeitnehmer tritt bei Eintritt des Versorgungsfalles nicht automatisch in den 
Ruhestand. Es bedarf zur Versetzung in den Ruhestand einerEinigung der Parteien 
oder einer Kündigung, sofem e ine auflösende Befristung oder Bedingung des Arbeits­
verhaeltnisses nicht erfolgt ist6 4

• Es kann auch in einer Ruhegeldregelung vorgese­
hen werden, dass "Ruhegeld nach Vollendung des 65. Lebensjahres gezahlt wird". 
In diesem Fall ist regelmaessig keine ,Befristung des Arbeitsverhaeltnisses zu seben6 5

• 

Demgemaess soll die Ruhegeldzahlung. nur dann einsetzen, wenn der Arbeitnehrner 
in den Rubestand tritt. 

C. Erfüllung einer bestimmten Wartezeit: 

Für die Gewaehrung des Ruhegeldes muss der Arbeitnehmer gewisse Mindestdienst­
zeiten zurückgelegt haben. Üblich sind Wartezeiten von 10 bzw. 15 Jahren66 • 

Gelegentlich ~erden auf die Wartezeit Dienstzeiten vor Erreichen eines bestimmten 
Lebensalters bzw. nach der Vollendung des 65. Lebenjahres oder waehrend der Be­
rufsausbildung nicht angerechnet6 7

• Aber der Arbeitgeber muss Kriegs-u. Wehr­
dienstzeiten auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit. anrechnen6 8

• 

D. Erreichen der bestimmten Altersgrenze: 

GrundSaetzlich wird das Ruhegeld nur dann gezahlt, wenn maennliche Arbeitneh­
mer nach der Vollendung des 65. und weibliche Arbeitnehmer nach der Vollendung 
des 60. Lebensjahres aus dem Dienst ausscheiden ( §. 6 BetrRG ). Aber viele Unter­
nehrnen baben sich nach der Einführung der flexiblen Altersgrenze in der gesetz­
licben Rentenversicherung durch das Rentenreformgesetz (RRG) vom 16.10.1972 
(BGBL. I, S. 1965), geaendert durch das vierte Rentenversicherungs-Aenderungs­
gesetz vom 30.3.1973 (BGBL. I, S. 257) bereits zur Zahlung einer vorgezogenen 
betrieblicben Altersrente entschieden. ·Sie wollten darnit das sozialpolitische Ziel 
des flexiblen Altersruhegeldes in der gesetzlichen Rentenve~icherung unterstützen 
dem Mitarbeiter einen gleitenden übergang in den Rubestand zu ermöglichen. 
Nach § 6 BetrRG sind in Zukunft aile Versorgungstraeger verpflichtet, )edem 
Arbeitnehmer, der die Wartezeit und die sonstigen Leistungsvoraussetzungen erfıillt 
hat, dann auch Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu gewaehren, wenn 
er das Altersruhegeld vor der V ollendung des 65. Lebensjahres aus der gesetzlicben 
Rentenversicherung bezieht. 

64 Vgl. BAG AP Nr. 5 zu § 57 BetrVG. 
65 Vgl. Schimana. Festsetzung der Altersgrenze für Arbeitnehmer durch 

Betriebsvereinbarung, in : BB t 970, s. 1138. 
66 Heussner, Ober die zahlreichen Zweifelsfragen, in : BetrAV 1963, s. 21 3. Vgl. 

W. Zöllner, Arbeitsrecht, s. 21 2. 
67 BAG vom 8.1 2.1972 • 3 AZR 203/ 73 = DB 1 973, s. 57 5. 
68 ArbeitsPlatzSchG i.d .F.vom 21.5.1968 (BGBL. I, s. 551) ; Zivildienstgesetz 

(ZDG) i.d.F. vom 9.8.1973 (BGBL. I, s. 1 01 5) ; auch LAG Frankfurt in : DB 
1970, s. 2034; BAG AP Nr. 6 zu § 9 Bergmanns-VersorgungsscheinG NRW. 

- 292-



Der Kreis der Personen, die auf Antrag ein vorgezogenes Altersruhegeld erhalten, 
ergibt sich aus § 1248 RVO, § 25 AVG, § 48 RKG (wenn die gesetzlichen Voraus­
setzungen vorliegen: alle Versicherten mit der Vollendung des 63. Lebensjahres; 
Schwerbehinderte sowie Berufs-u. Erwerbsunfaehige mit der. V ollendung des 62. 
Lebensjahres; ·Arbeitslose sowie weibliche Versicherte mit der Vollendung des 60. 
Lebensjahres)6 9 • 

Nach § 6 S 2 körmen die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung eingestellt 
werden, wenn das Altersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversicherung einge­
stellt wild. Dieser Fall tritt nur dann ein, wenn die Beschaeftigung ~der die Er· 
werbstaetigkeit des Rentners den gesetzlich bestimmten Rabmen einer neben dem 
Rentenbezug zulaessigen Weiterarbeit überschreitet ( § 1248 IV S. 3 RVO, § 25 
IV S. 3 AVG, § 48 IV S. 3 RKG). 

E. Eintritt der Arbeitsunfaehigkeit: . 

Ruhegeld wird auch dann gezahlt, wenn der Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung nicht 
mehr in der Lage ist 7~ •· Der Begriff der Arbeitsunfaehigkeit umfasst die Begriffe 
Erwerbs-u. Berufsunfaehigkeit 7 1 

, die man im allgemeinen i. S. der Sozial· 
versicherungsgesetze ( § § 1246 ff. RVO, § § 23 ff. AVG) auslegen kann 71 • 

7. LEISTUNGEN 

A. An Versicherte (bzw. Arbeitnehmer): 

Mit der Erreichung einer bestimmten Altersgrenze 73 wird die Altersrente dem 
Arbeitnehmer gewaehrt. Bei Eintritt der Arbeitsunfaehigkeit wird die lnvalidenren­
te gewaehrt. 

B. An Hinterbliebene des verstorbenen Arbeitnehmers 7 4 
: 

. , L 

a) Witwen-oder Witwerrente: 
Nach dem Tode des Arbeitnehmers wird Ruhegeld als Witwenrente an den anderen 
Ehegatten gezahlt. 

69 Vgl. Nfred Schmidt, Betriebliche Altersversorgung grundlegend reformiert, 
. iq : Soziale Sicherheit, 24. Jg., 3. Heft, J(öln Maerz 1975, s. 68. 

70 Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des ArbR. 1. Bd. 7. Aufl. s. 485 § 52 IV 2. 
71 BSG GS AP Nr. 6 zu § § 1246 und 1247 RVO. 
72 Für den Begrüf der Arbeitsunfaehigkeit verwenden die Ruhegeldregelungen 

die Begriffe "Erwerbs · u. Berufsunfaehigkeit , lnvaliditaet, Arbeits · u. 
Dienstunfaehigkeit". Arbeits-bzw. Dienstunfaehigkeit liegt dann vor, wenn 
der ArbN die geschuldete oder eine ihm zumutbare andere betrieblicl)e 
Arbeitsleistung nicht mehr erbringen kann (vgl. G. Schaub, ArbR-Hb. aaO., 
s . 318 § 81 IV 6). 

73 Vollendung des 65. und bei wpiblichen ·ArbN des 60. Lebensjahres. (Siehe 
s. 22 fıir flexible Altersgrenze). 

7 4 Ruhegeldberechtigte sind neben dem Ar b N au ch seine Witwe und Waisen. 
Nach dem Tode des ArbN ist der Hinterbliebene nach § 328 Abs. I BGB 
(Vertrag zugunsten. Dritter) berechtigt, die Versorgung zu verlangen (vgl. 
BAG AP Nr. 116, 158 zu § 242 BGB "Ruhegehalt";Surminski, Die betriebliche 
Hinterbliebenenversorgung, in : DB 1971, s. 772). 
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Für zulaessig'zu halten ist aber der Ausschluss einer mehr als 25 Jahre jungeren Frau 
(in betrieblichen Versorgungsordnung) 7 5

• 

Ohne eine vertragliche Festlegung hat die unterhaltsberechtigte geschiedene Ehefrau 
auch keine Ansprüche gegen den Arbeitgeber auf Zahlung von Witwenbezügen 76• 

b) Waisenrente: 
Sie wird im allgemeinen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres gezahlt. 

C. KapitaUeistungen (anstelle einer Rentenleistung): 

Eine einmalige Kapitalzahlung im Zeitpunkt des Versorgungsfalles ist rechtlich auch 
zulaessig und möglich 7 7

• 

8. DIE HÖHE DES RUHEGELDES 

Die Bemessung der Betriebsrenten kann erfolgen nach a) festen Betraegen, b) nach 
Prozentsaetzen des letzten Einkommens, wobei zusaetzlich die Prozentsaetze 
entsprechend der Betriebszugehörigkeit gestaffelt sind, c) nach Prozentsaetzen des 
Einkommens eines vergleichbaren, noch aktiven Arbeitnehmers, wobei gleichfalls 
die Prozentsaetze entsprechend der Betriebszugehörigkeit gestaffelt werden können; 
d) nach der Höhe der gebildeten Rückstellungen, dem erwirtschafteten Betriebser­
gebnis 78

• 

Es ist bei der Bemessung der Betriebsrenten in Prqzentsaetzen des letzten J?nkom­
mens klarzustellen, welche Einkommensbestandteile dabei berücksichtigt werden 
sollen 79 • 

9. PFUCHTEN DES ARBEITGEBERS AUS DEM 
RUHESTANDSVERHAELTNIS 

Hauptpflicht des Arbeitgebers ist die versprochene. Versorgung zu leisten. Er haftet 
flir eine Versorgungszusage nicht nur mit seinem Firmenvermögen, sondem auch 
mit seinem gesarnten Vermögen. Notlage und tlberschuldung des Betriebsvermögens 
allein können deshalb eine Verweigerung der Ruhegeldzahlungen nicht rechtfertigen 
solange der Firmen-bzw. Betriebsinhaber die Versorgungszahlungen aus seinem Pri­
vatvermögen leisten kann80

• Das gilt auch im Falle der Betriebsnachfolge81 , da 
§ 613 a Abs. I BGB (auch § 1 Abs. I S. 2 BetrRG) ausdrücklich bestimmt, dass bei 
rechtsgeschaeftlicher tlbernahme eines Betriebes ( oder Betriebsteils) der neue Arbeit­
geher in die Rechte und Pflichten der im Zeitpunkt des tlbergangs bestehenden Ar­
beitsverhaeltnisse eintritt, mit anderen Worten die Arbeitsverhaeltnisse im ganzen 

75 BAG AP Nr. 158 zu § 242 BGB "Ruhegehalt"; BAG in : NJW 1972, s. 2327. 
76 BAG AP Nr. 116 zu § 242 BGB "Ruhegehalt" ; BAGE 19, s. 101. 
77 Vgl. W. Hartmann, Betriebsrenten, aaO., s. 44 f.f . 
7 8 G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 2. Aufl., aaO., s. 322 § 8 1 VI 3. 
79 BAG AP Nr. 148 zu § 242 BGB "Ruhegehalt". . 
80 BAGE 17,331 (335); BAG AP Nr. 104 zu § 242 BGB "Ruhegehalt". 
81 BAG AP Nr. 157 zu § 242 BGB "Ruhegehalt"; BAG Beschluss v. 8.7 .72 in: 

Arbeit und Recht, 21 Jg. ; Köln, Maerz 1973, s. 90. 
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fortbestehen8 2
·• Daher wird der Obernehmer (Betriebsnachfolger) im Falle der 

Betriebnachfolge nach § 613 a Abs. I BGB auch in die Ruhestandsverhaeltnisse 
!in treten; vor Einführung von § 613 a BGB haftet der Betriebsnachfolger nur dann, 

wenn er die Pensionslasten übemommen hat, es sei denn, dass ein Fal! des § 419 
BGB vorlag8 3

• 

Neben der Hauptpflicht können Nebenpflichten bestehen, etwa Aufklaerungs-und 
Belehrungspflichten, zB. wenn fıir die Ruhegeldzahlung besandere Antraege usw. 
notwendig sind84

• 

lO. UNVERFALLBARKEIT DER LEISTUNGEN DER 
BETRIEBLICHEN ALTERSVERSORGUNG 

Kcmstück des Betriebsrentengesetzes (Gesetz· 7.Ur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 19.12.ı974 in; BGBL. I, S. 36ıO) sind ohne Zweifel die 
arbeitsrechtlichen Vorschriften, insbesondere jene zur Unverfallbarkeit der Leistun­
gen der betr. Altersversorgung. Das Gesetz regelt" in den § § ı bis 4 zunaechst die 
Unverfallbarkeit betrieblicher Versorgungsanwartschaften. § ı Abs. I des Gesetzes 
bestimmt, dass die Arbeitnehmer, denen aus Aniass ihres Arbeitsverhaeltnisses Leis· 
tungen der Alters-, Invaliditaets- und Hinterbliebenenversorgung zugesagt worden 
sind, ihre Anwartschaft unter bestimmten Voraussetzungen behalten, wenn das 
Arbeitsverhaeltnis vor Eintritt des Versorgungsfalles endet. Voraussetzungen dafur 
sind die Vollendung des 35. Lebensjahres und entweder eine zehnjaehrige Dauei der 
Versorgunsgzusage8 5

, o der ei ne kürzere Versorgungszusagedauer von mindestens 
3 Jahren, wenn eine Betriebszugehörigkeit von ı2 Jahren zurückgelegt wurde. 
Diese Unverfallbarkeit gilt für aile vier Formen der betriebİichen Altersversorgung, 
also sowohl fıir Pensionszusage als auch fıir Pen.sionskassen, fıir Direkt-Versicherun­
gen und au ch fıir Unterstützungskassen8 6

• 

Das Betriebsrentengesetz sieht vor, dass der ausgeschiedene Arbeitnehmer, der die 
Voraussetzungen erfüllt, einen Teilanspruch, der "ratierlich" berechnet wird, aus 
seiner betrieblichen Altersversorgung erwirbt. Diese Regelung bedeutet, dass aus­
gehend von der zu erwartenden Endpension der Arbeitnehmer einen an seinen 
tatsaechlichen Betriebsjahren gemessenen und berechneten Teilanspruch erwirbt 
( § 2 BetrRG)8 7

• 

82 Auffarth-Fitting-Kaiser, Betriebsverfassungsgesetz, Handkommentar,ll. Aufl., 
München 1 974, s. 7 4 zu § 1 BetrVG Anm. 18. 

83 Vgl. BAG vom 2.3.1973 - 3 AZR 265 / 72 -in: DB 1973, s. 971. 
84 Bei unterlassener Aufklaerung: BGH in : NJW 1973, s. 1688 ; vgl. auch Hofmann 

in : NJW 1974, s. 1641. 
85 Eine Aenderung der Versorgungszusage oder ihre übernahme durch eine 

andere Person unterbricht nicht den Ablauf der Frist von 10 Jahren. Beider 
rechtsverb ind lichen Versorgungszusage, auch unmittelbare Ruhegeldver­
pflichtung genannt, is t der Gegenstand der Unverfallbarkeit die Anwartschaft 
ı.uf Alters-, Hinterbliebenen-und Invalidenrenten (Vgl. Zöllner, s . 213 f). 

86 A. Schmidt, " Betriebliche Altersversorgung grundlegend reformiert" in: 
So zia le Sicherheit, 24. Jg. , Köln 197 5, s. 65-Heft 3. 

87 Vgl. auch BAG AP Nr. 156 zu § 24 2 BGB "Ruhegehalt" ; BAG Urteil vom 
20.6.1974 - 3 AZR 475/73 = . in Arbeit und Recht, 22. Jg. Heft 12, Köln 
1974 , s. 380. Ferner vgl. Zö ll ner , Arbeitsrecht, aaO., s. 21-l. 
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Die unverfallbar gewordenen Versorgungsanwartschaften können auch abgefunden 
w erden, wenn sie seit weniger als 10 Jahren existieren ( § 3 Abs. ı BetrRG). 
W~iterhin kann mit der Zustimmung des Arbeitnehmers die unverfallbare Versor­
gungsanwartschaft auf einen anderen Arbeitgeber oder ein Lebensversicherungsun­
temehmen, eine Pensionskasse oder einen öffentlich-rechtlichen Versorgungstraeger 
übertragen wer9en ( § 4 Abs. ı BetrRG). 

ll.INSOLVENZSICHERUNG (§ § 7-15 BetrRG) 

Wenn die Aufgabe des Gesetzes (BetrRG) darin bestehen soll, die betriebliche Alters­
versorgung als eine wertvolle Ergaenzung der Sozialversicherung für die Arbeitneh­
mer und Versorgungsempfaenger wirkungsvoller und sicherer zu gestalten und da- , 
mit das Vertrauen der Arbeitnehmer in den Bestand ihrer betrieblichen Altersver­
sorgung zu staerken, musste auch Vorkehrung für den Fall getroffen werden, dass 
der Arbi:!itgeber wegen der Zahlungsfaehigkeit nicht mehr in der Lage ist, die 
Betriebsrenten auszuzahlen8 8 • · 

Zu diesem Zwecke wurde im Oktober 1974 durch die Wirtschaft ein Pensions­
Sicherungs-Verein gegründet. Die im Zusammenhang mit der Insolvenzsicberung 
notwendigen Vorschiiften haben im arbeitsrechtlichen Teil des Betriebsrentengeset­
zes einen ausserordentlichen Umfang angenommen und sind seit dem 1.1.1975 · 
in Kraft ( § 32 1'3etrRG ). Der Pensions-Sicherungs-Verein k ann für nach diesem 
Zeitpunkt eintretende Sicherungsfaelle frühestens ab dem 1.7.1975 in Ansprucb 
genommen werden (§ 30 BetrRG). 
Wird über das Vermögen des .Arbeitgebers oder ül;>er seinen Nachlass das Konkurs­
verfahren eröffnet, dann haben die Versorgungsempfaenger und ihre Hinterbliebe­
nen gegen den Traeger der Insolvenzsicherung (Pensions-Sicherungs-Verein a.G.) 
einen Anspruch in Höhe der Leistung, die der Arbeitgeber aufgrund der Versor­
gungszusage ohne Konkurseröffnung zu erbringen haette. An die Stelle des zahlung­
sunfaehigen Arbeitgebers oder einer durch die Zahlungsunfaehigkeit des Traegerun­
temehmens bedingten leistungsunfaehigen Unterstützungskasse tritt der Traeger 
der Insolvenzsicherung. Handelt es sich um Leistungen aus eine'r beliehenen oder ab­
getretenen Direktversicherung, die nicht gezahlt werden können, weil der zahlung­
sunfaehige Arbeitgeber die Abtretung oder Beleihung der Anspriiche aus dem Ver­
sicherungsvertrag nicbt riickgaengig machen kann, so tritt an dessen Stelle ebenfalls 
der Traeger der ınsolvenzsicherung ( § 7 Abs. I BetrRG ). Leistungen aus einer Pen­
sionskasse werden nicht in die Insolvenzsicherung einbezogen, da die Anspriiche 
gegen Pensionskasscn durch die Versicherungsaufsicht und die gesetzlichen Anlage- . 
vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes als ausreichend gesichert gel ten 
( § 8 I BetrRG ). Da Arbeitgeber des öffentlichen Rechts, wie B und, Laender, 
Gemeinden usw. nicht zahlungsunfaehig werden k.önnen, unterliegen auch sie nicht 
der Insolvenzsicherung ( § 17 Abs II 'BetrRG ). 

88 Vgl. BAG Urteil vom 16.3 .197 2 - 3 AZR 278/71 = AP Nr. 156 zu § 242 
BGB "Ruhegehalt". Ferner vgl. Zöllner, s. 215. 
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Neben den Betriebsrentnem werden auch die Personen in den Insolvenzschutz 
einbezogen, die zum Zeitpunkt der Konkurseröffnung über das Vermögen des 
Arbeitgebers oder über seinen Nachlass bereits unverfallbare Versorgungsanwart­
schaften erworben haben ( § 7 Abs. I BetrRG). 
a) Die Insolverızsicherungsleistungen werden nicht unbegrenzt gewaehrt. Der 
Anspruch auf laufende Leistungen betraegt im Monat höchstens das Dreifache der 
im Zeitpunkt der ersten Faelligkeit geltenden Beitragsbemessungsgrenze für Monats­
bezüge in den gesetzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten 
( § 7 Abs. III BetrRG). 
b) Die Finanzierung der Insolvenzsicherung erfolgt durch Beitraege der Arbeitgeber, 
die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung unmittelbar zugesagt haben oder 
eine betriebliche Altersversorgung über eine Unterstützungskasse oder eine Direkt­
versicherung durchführen, soweit bei dieser die Arbeitnehmer nicht unwiderruflich 
bezugsberechtigt und die Ansprüche durch den Arbeitgeber weder beliehen noch 
an Dritte abgetreten sind ( § 10 Abs. I BetrRG). Die Beitragspflicht isteine öffent­
lich-rechtliche Verpflichtung gegenüber dt:m Traeger der lnsolvenzsicherung und 
beginnt am 1.1.1975 ("§ § 30, 32 BetrRG). Darnit wird klargestellt, dass die Rechts­
beziehungen zwischen beitragspflichtigen Arbeitgebem und dem Traeger der Insol­
venzsicherung öffentlich-rechtİicher Art sind. 
c) Traeger-der Jnsolvenzsicherung ist der Pensions-Sicherungs-Verein, Versicherungs­
verein auf Gegenseitigkeit ( § 14 Abs. I BetrR:G). Es handelt sich dabei um eine 
Selbsthilfeeinrichtung der deutschen Wirtschaft, die von den Spitzenverbaenden 
der deutschen Wirtsebart und dem Verband der Lebensversicherungsuntemehmen 
getragen wird. Er wurde am 7.10.1974 gegründet und hat seinen Sitz in Köln. 
Mitglieder des Vereins wcrden die beitragspflichtigen Arbeitgeber89 • 

Da der Traeger der Insolvenzsicherung als Versicherungsverein a.G. eine juristische 
Person des Privatrechts ist, ister ein mit Aufgaben und Befugnissen der öffentlichen 
Verwaltung beliehenes Unternehmen. · 
Er unterliegt der Aufsicht durch das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswe-
sen ( § 14 Abs. I BetrRG). · 
Für die Streitigkeiten wegen der Ansprüche auf Leistungen der Insolvenzsicherung 
sind die Arbeitsgerichte zustaendig ( § 13 BetrRG)90

. 

12. DIE KÜRZUNG BETRIEBLICHER RUHEGELDER UND 
AUSZEHRUNGSVERBOT 

Die Kürzung betrieblicher Ruhegeider durch Anrechnung anderer Versorgungsleistun­
gen ist nur in engem Rabmen möglich9 1

• Die betriebliche Altersversorgung muss 
mit der flexiblen Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung in Einklang 
stehen ( § 6 BetrRG). 

, 
89 Vgl. § 2 Abs. i Nr. 2 a ArbGG (BGBL. I, S. 3610). 
90 Vgl. Harald Bogs, Probleme neuer Insolvenzsicherungen für Arbeitnehmer, 

ArbuR 1975, s. 161·1 72. 
91 V~tl. Alfred Söllner, Arbeitsrecht, 5. Aufl. , Stuttgart·Berlin-Köln·Mainz 1976, 

s. 231. 
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Die bei Eintritt des Versorgungsfalles festgesetzten Leistungen der betrieblich~n 
Altersversorgung dürfen nicht mehr dadurch gernindert oder entzogen werden, dass 
die Betraege, um die sich andere Versorgungsbezüge nach diesem Zeitpunkt durch 
die Anpassung an die wirtschaftliche Entwicklung erhöhen, angerechnet oder bei 
der Begrenzung der Gesamtversorgung auf einen Höchstbetrag berücksichtigt wer­
den ( § 5 Abs. 1 BetrRG). 
Die Leistungen der betrieblichen . Altersversorgung dürfen durch Anrecıinung o der 
Berücksichtigung anderer Versorgungsbezüge, soweit sie auf eigenen Beitraegen des 
Versörgungsempfaengers beruhen, nicht gekürzt werden. Dies gillt nicht fıir Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, soweit si e auf Pflichtbeitraegen beruhen, 
sowie für sonstige Versorgungsbezüge, die mindestens zur Haelfte auf Beitraegen 
oder Zuschüssen des Arbeitgebers beruhen (§ 5 Abs. 2 BetrRG). 

13. ANPASSUNG DER BETRIEBLICHEN RUHEGELDER 

Betriebliche Ruhegeider sind in erheblichem Masse zur Grundlage der Lebenshal­
tung a~lterer Mitbürger geworden9 2

• So forderte das Bundesarbeitsgericht vom Ar­
beitgeber auch eine Anpassung von Ruhegeldern an die gestiegenen Lebenshal­
tungskosten93. Auf Grund dieser vorausgegangenen Rechtsprechung hat der Gesetz­
geber die Materie im Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
vom 19.12.1974 (BGBL. I S. 3610) umfassend geregelt94 • 

Von Ruhegeldanpassung wird dann gesprochen, wenn der Arbeitgeber verpflichtet 
oder berechtigt ist, das Ruhegeld veraenderten wirtschaftlichen Verhaeltnissen 
anzugleichen9 5

• 

Nach § 16 BetrRG hat der Arbeitgeber alle drei Jahre eine Anpassung der laufen­
den Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu prüfen und hierüber nach 
billigem Ermessen zu entscheiden; dabei sind insbesondere die Belange des Versor­
gungsempfaengers und die wirtschaftliche Lage deıı Arbeitgebers zu berücksichti-
tigen9 6 • · 

92 Vgl. BAG AP Nrn. 4, 5., zu § 242 BGB "Ruhegehalt-Geldentwertung". 
93 Rund 60 % der Arbeitnehmer in der Wirtschaft sindin die betriebliche Alters· 

versorgung einbezogen. Im Jahre 1973 hat die private Wirtschaft rund 9 Mrd. 
D.M für die betrieblic~e Altersversorgung aufgewendet, davon 2, 4 Mrd. DM 
fur laufende Rentenleıstungen, das übrige zur Absicherung künftiger Ansprüc­
he (vgl. RdA 1975, s. 253 f.). Die Aufwendungen für die betriebliche Alters­
versorgung werden für _1974 auf über 10 Mrd . . DM gescha~tzt; davon entfallen 
auf laufende Rentenleıstungen über 4 Mrd. DM, das übrige auf die Vorsorge 
für künftige Leistungspflichten, (vgl. Glatzel-Meyer-Wein BetrA VG 1975 s. 
4;fernervgl. Zölln'er, Arbeitsrecht, s. 2l0.). ' ' ' 

94 Vgl. Fenge, Der Betrieb (Zeitschrift) 1975, s. 50-58. 
95 Vgl. G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, s. 323. 
96 Der Grundsatz von Treu und Glauben kann auch die Anpassung eines betrieb­

lichen Ruhegehalts an die durch die Kaufkraftentwertung ents~dene Lage 
erf~rder~ (vgl. BAG Urteil vom 30.3.1973 - 3 AZR 26/72 in : Soziale Arbeit­
Zeıtschrıft-, 22: Jg: Heft 7/8, 1973, s. 339 f.); vgi. ferner Höhne-Heubeck, 
Anpassung betrıeblıcher Ruhegeider 2. Aufl ı 97 5 s 30 ff . Z"U 213f .. , . , . . , o n er, s. . 
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Bei der Anpassung der Betriebsrente hat der Arbeitgeber den Gleichbehandlungs­
grundsatz zu beachten 9 7 

• 
9 8

• 

Die vom Arbeitgeber getroffene Entscheidung unterliegt weitgehı>ıi-d der Billigkeits­
kontrolle der zustaendigen Gerichte9 9 • 

Eine ruhegeldsteigemde Anpassung kommt nur dann in Betracht, wenn das all­
gemeine Einkommensniveau erheblich gestiegen oder im Zeitpunkt des Pensions­
falles ein erheblicher Waehrungsverlust eingetreten ist1 00 • 

Wenn das Ruhegeld in Prozentsaetzen des letzten Einkommens berechnet werden 
so ll, dann wird die Ruhegeldanwartschaft gestiegenen Einkommen angepasst1 0 1 • 

Auch in sonstigen Faellen kannin der Ruhegeldzusage die.Verpflichtung des Arbeit­
gebers enthalten sein, dass er bei Veraenderung der Umstae~de, insbesondere bei 
allgemeiner Steigerung des Einkommensniveaus oder der L'ebenshaltungskosten, 
zur Ruhegeldanpassung verpflichtet ist. Da die Anpassung nicht automatisch ein· 
tritt, sind derartige "Dynamisierungsklauseln" keine genehmigungspflichtigen 
Wertsicherungsklauseln1 02 • : •·· · :. , 

Sind naehere Einzelheiten der Verpflichtung zur Anpassung in der Ruhegeldzusage 
nicht enthalten, so bestimmt der Arbeitgeber deıdJ~~tab, Umfang und Zeitpunkt 
der Ruhegelderhöhung. Daher unterliegt seine Bestimmung gem. § 315 BGB der 
Billigkeitskontrolle1 0 3

• 

Ist eine Ruhegeldanpassung vertraglich nicht vereinbart, so muss der Arbeitgeber 
mit dem Arbeitnehmer übe·r eine Angleichung der Versorgung verhandeln, wenn sei1 

97 V gl. DB 197 4, s. 1822. 
98 Der arbeitsrechtliche Grundsatz der Gleichbehandlung wird inhaltlich vom 

Gleichberechtigungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 2 GG und vom Benachteili· 
gungsverbot des Art. 3 Abs 3 GG und vcım Differenzierungsverbot des § 75 
Abs. ı BetrVG gepraegt (vgl. BAG Urteil vom 11.9.197 4 · 5 AZR 567/73 in: 
Sarnınlung Arbeitsrechtlicher Entscheiduhgen, Heft 2, Köln; Maerz ı975, s. 
73) ; vgl. auch M.N. Karaahtnetoğlu, Die Gleichbehandlung bei der Entloh· 
nung im deutschen und türkisehen Arbeitsrecht, Berlin ı974, s. ı80 ff; A. 
Can Tuncay, lş Hukukunda Eşit Davranma likesi, İstanbul ı982. s. 206 f.; 
femer vgl ·W. Zöllner, Arbeitsrecht, aaO·, s. ı48 f. 

9~ Da die betrieblichen Ruhegehaltsregelungen inaller Regel nicht in echter Ver· 
tragsparitaet ausgehandelt sind, unterliegen sie daher der gerichtlichen lnhalts· 
kontrolle. Das aus der Sozialstaatlichkeit abzuleitende Arbeitnehmerschutz· 
prinzip setzt der Vertragsfreiheit Grenzen (vgl. BAG Urteil vom 26.ıO.ı973-
3 AZR 377(72 "Billigkeitskontrolle" in : Recht der Arbeit, 27.Jg., Heft ı , 

ı974, s. 64). . 
ıoo Da die betrieblichen Ruhegehaltsreg~lungen in aller Regel nicht in echter 

Vertragsparitaet ausgehandelt sind, \lnterliegen sie daher der gerichtlichen 
lnhaltskontrolle. Das aus der Sozialstaatlichkeit abzuleitende Arbeitnehmer­
schutzprinzip setzt der Vertzagsfreiheit Grenzen (vgl. BAG Urteil vom 26.ıO. 
ı973 - 3 AZR 377/72 "Billigkeitskontrolle" in: Recht der Arbeit, 27 Jg., 
Heft ı, 1974, s. 64). 

ıoı Vgl. G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, aaO, s. 3~4 § 81 IV 5. 
102 V gl. BGH in : NJW ı970, s. 2ı03. 
103 Vgı.· BAG in AP Nr. ı52 zu § 24 2 BGB "Ruhegehalt" : Demnach kann die 

Billigkeitskontrolle in aller Regel nur zugunsten des Arbeitnehmers ausge­
fıihrt werden. Femer vgl. Zöllner, s. 213 f. 
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der letzten Ansprache lil>er die Ruhegeldvereinbarung eine 40- bzw. 50 % Verteue-
' rung der Lebenshaltungskosten eingetreten ist. Kommt es~ Rabmen der Verhand­
lung zu keiner Einigung, so hat der Arbeitgeber nach billigeıiı Ermessen darüber zu 
entscheiden, ob und in welcher Höhe er das Ruhegeld der Verteuerung anpasst. Er 
hat aber dabei eine Abwaegung zwischen seinen eigenen, billigenswerten Interessen 
und den Bedraengnissen der Pensionaere vorzunehmen. Unterlaesst oder verzögert 
er die Entscheidung oder genügt diese nicht dem billigen Ermessen, so nimmt das 
Gericht die Anpassung vor. Dagegen findet eine automatische Anpassung nicht statt. 
Der Massstab für den Umfang der Anpassung ist das Ausmass der Verteuerung. Die 
Pensionaere können nicht verlangen, dass ihre Bezüge in demselben Umfang wie die 
Arbeitseinkommen der Aktiven oder wie die Renten aus der gesetzlichen Renten­
versicherung gesteigert werdenı 04

• 

14. EINSTELLUNG DER RUHEGELDZAHLUNG UND 
ENTZIEHUNG DES RUHEGELDES 

Von dem Bezieher eines betrieblichen Ruhegeldes kann erwartet werden, dass er­
auch ohne vertragliches Wettbewerbsverbot · seine Arbeitskraft und seine im 
Arbeitsverhaeltnis erworbenen Kenntnisse nicht zum Nachteil des Arbeitgebers 
einsetzt. Tut er es doch, so kann er zwar nicht auf Unterlassung und Schadensersatz 
in Anspruch genommen werden ; der Arbeitgeber darf aber möglicherweise die Ru· 
hegeldzahlung ~instellen ı 0 5 . ' · 

Hat sich ein Arbeitnehmer waehrend des aktiven ,Arbeitsverhaeltnisses einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht, die erst nach seinem Eintritt in den Ruhestand 
entdcckt wird, so soll der Arbeitgeber nach Auffassung des Bundesarbeltsgerichts 
das Recht haben, ein vertragliches Ruhegeld zu entziehen 10 6 • Das widerspricht 
indessen den Grundsaetzen der Vertragsbindung und dem Entgeltcharakter des Rp­
hegeldesı 0 7

• Isf dem Arbeitgeber durch die Pflichtverletzung e in .Vermögensscha· 
den entstanden, so kann er freilich seinen Schadensersatzanspruch im Wege der 
Aufrechnung gelten d machen ı 0 8

• 

15. ZUSAMMENFASSUNG 

Die Sicherung der Beschaeftigten gegen Wechselfaelle des Lebens (zB. Altem, Inva­
liditaet, Tod) ·erfolgt im deutschen· Sozialrecht im wesentüchen auf vier Arten, 
naemlich durch die private Vorsorge bzw. Selbstvorsorge (Sparen, private Lebens­
versicherung), durch die gesetzliche Sozialversicherung; durch die betriebliche 
Altersversorgung und durch die stillltlich~ ;,ı:r; versorgung (flir Beamte) sowie die 
sie ergaenzende Fürsorge. 

104 

105 
106 

107 
108 

Vgl. ,BAG AP Nr. zu § 242 BGB und AP Nr. 5 zu § 242 BGB ;Arbeitsgericht 
Hannover, in DB 1974, s. 1116 =BB 1974, s. 980; vgl. auch BGH in: NJW 
1973, s. 1599 =AP Nr. 6 zu § 242 BGB "Ruhegehalt·Geldentwertung". Fer­
ner vgl. W. Zöllner, Arbeitsrecht, aaO, s. 213 f. 
Vgl. BAG AP Nr. 109 zu § 242 BGB "Ruhegehalt" 
Vgl. BAG AP Nr. 2 zu § 119 BGB = SAE 1968, s. 174; BAG AP Nr. 141 zu 
§ 242 BGB "Ruhegehalt". 
Vgl.. Grunsky, JUS 1970, s. 16 und BAG AP Nr. 141 zu § 242 BGB. 
V gl. Zöllner, Arbeitsrecht, s, 230. 

-300-



Das Schwergewicht liegt eindeutig bei der gesetzlichen Sozialversichenıng (bzw. 
gesetzliche Rentenversicherungen ). 
Private Eigenvorsorge, gesetzliche _Rentenversicherung und betriebliche Versorgung 
(d.h. betriebliche Altersversotg{ıng bzw. Ruhegeld) koliidieren nicht miteinander, 
sondem ergaenzen sich. 
Zur Sichenıng der Ruhegeldzahlung gegen Zahlungsunfaehigkeit des Arbeitgebers 
wurde im Oktober 1974 durch die Wirtsebart ein Pensions-Sichenıngs-Verein 
gegründet. Wird über das Vermögen des Arbeitgebers oder über seinen Nacblass 
das Konkursverfahren eröffnet, dann haben die Versorgungsempfaeng;; und ihre 
Hinterbliebenen gegen den Traeger der Insolvenzsichenıng (Pensions-Sichenıngs­
Verein a.G.) einen Anspruch in Höhe der Leistung, die der Arbeitgeber aufgnınd 
-~er Versorgungszusage ohne Konkurseröffnung zu erbringen haette. 
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